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NEUES VOM EUGH 
 
Onlinekauf von verbrauchsteu-
erpflichtigen Waren; Transport-
veranlassung  
EuGH, Urteil vom 19. Dezember 
2024 – Rs. C-596/23 – Pohjanri 

Das Urteil betrifft die Auslegung 
von Art. 36 Abs. 1 der Richtlinie 
2008/118/EG über das allgemeine 
Verbrauchsteuersystem. Es geht 
um die Frage, ob ein Verkäufer 
als Verbrauchsteuerschuldner im 
Bestimmungsmitgliedstaat ange-
sehen wird, wenn er den Käufer 
auf seiner Website zur Nutzung 
eines bestimmten Transportunter-
nehmens anleitet. 

Sachverhalt 

Die B-UG, eine deutsche Gesell-
schaft, verkaufte alkoholische Ge-
tränke unter anderem an in Finn-
land wohnhafte Privatpersonen 
über eine Website. Für den Trans-
port der Getränke von Deutsch-
land nach Finnland konnte die je-
weilige Privatperson ein 
Transportunternehmen beauftra-
gen, welches dieser während des 
Bestellprozesses auf der Website 
der B-UG vorgeschlagen wurde. 

Die finnische Steuerverwaltung 
forderte von der B-UG die Zah-
lung von Verbrauchsteuer und ei-
ner Steuergeldbuße, da die Ge-
sellschaft oder eine für ihre 

Rechnung handelnde Person die 
Getränke nach Finnland versandt 
habe.  

Die B-UG legte Einspruch ein, der 
abgelehnt wurde, und erhob Klage 
beim Verwaltungsgericht Helsinki. 

Das Verwaltungsgericht Helsinki 
legte dem Gerichtshof die Frage 
zur Auslegung des Art. 36 Abs. 1 
der Richtlinie 2008/118/EG vor.  

Aus den Entscheidungsgrün-
den 

Der EuGH entschied, dass Art. 36 
Abs. 1 der Richtlinie 2008/118 da-
hin auszulegen sei, dass ver-
brauchsteuerpflichtige Waren als 
„direkt oder indirekt vom Verkäu-
fer oder für dessen Rechnung in 
einen anderen Mitgliedstaat ver-
sandt oder befördert“ anzusehen 
seien, wenn der Verkäufer die 
Auswahl des Transportunterneh-
mens durch den Käufer lenke. 
Dies gelte auch, wenn der Käufer 
einen separaten Vertrag mit dem 
Transportunternehmen schließe. 

Bitte beachten Sie: 
Die Rechtsprechung des EuGH 
erging zwar zur Transportverant-
wortung bei verbrauchsteuer-
pflichtigen Waren gemäß der 
Richtlinie 208/118/EG. Die um-
satzsteuerrechtlichen Regelungen 
zum Fernverkauf enthalten jedoch 
vergleichbare Formulierungen. 
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Insofern ist auch für den Bereich 
der Mehrwertsteuer bereits die 
Werbung auf der Website für ein 
Transportunternehmen eine indi-
rekte Beteiligung und maßgebend 
für das Eingreifen der deutschen 
Fernverkaufsregelung in § 3c 
UStG (vgl. Art. 5a der MwStVO, 
Abschn. 3c.1 Abs. 2 Satz 3 i.V.m. 
Abschn. 3.18 Abs. 4 Satz 8 
UStAE).  

 

Umsatzsteuer bei der Vertrags-
beendigung durch den Werkbe-
steller  
EuGH, Urteil vom 28. November 
2024 – Rs. C-622/23 - rhtb 

Bei dem österreichischen Vor-
abentscheidungsersuchen ging es 
um die Steuerbarkeit von Leistun-
gen bei unerfüllten Werkverträ-
gen. Der Oberste Gerichtshof Ös-
terreichs legte dem EuGH eine 
Frage zur umsatzsteuerlichen Be-
handlung von Zahlungen vor, die 
durch den Auftraggeber nach ei-
ner durch ihn veranlassten vorzei-
tigen Beendigung eines Werkver-
trags noch an den Auftragnehmer 
zu leisten waren. Die Frage lau-
tete wie folgt: Ist Art. 2 Abs. 1 
Buchst. c der Mehrwertsteuerricht-
linie in Verbindung mit Art. 73 die-
ser Richtlinie dahin auszulegen, 
dass der Betrag, den ein Werkbe-
steller dem Werkunternehmer 
auch dann schuldet, wenn die 
(vollständige) Ausführung des 
Werks unterbleibt, aber der 
Werkunternehmer zur Leistung 
bereit war und durch Umstände, 
die auf Seite des Werkbestellers 
liegen (zum Beispiel die Abbestel-
lung des Werks), daran gehindert 
worden ist, der Mehrwertsteuer 
unterliegt? 

Sachverhalt 

Im März 2018 schlossen rhtb (Auf-
tragnehmer, nachfolgend: A) und 

Parkring (Auftraggeber) einen 
Werkvertrag über den Bau eines 
Immobilienprojekts mit einem 
Werklohn von über 5 Mio. Euro. 
Nach Beginn der Arbeiten teilte 
Parkring dem A im Juni 2018 mit, 
dass sie nicht mehr wünsche, 
dass das Projekt weitergeführt 
werde. Im Dezember 2018 legte A 
daher eine Schlussrechnung vor 
(vertraglicher Anspruch wegen un-
gerechtfertigter Abbestellung des 
Gewerks) und berücksichtigte bei 
seiner Forderung von rund 1,5 
Mio. Euro seine ersparten Auf-
wendungen und den Umstand, 
dass er einen kleinen Teil des 
Vertrages bereits erfüllt hatte. Da 
Parkring diese Zahlung nicht leis-
tete, erhob A eine Klage auf Zah-
lung von rund 1,5 Mio. Euro inklu-
sive Umsatzsteuer und stützte 
seine Forderung auf § 1168 Abs. 
1 des österreichischen ABGB. 
Wegen der umsatzsteuerlichen 
Problematik im Zivilverfahren 
legte der Oberste Gerichtshof 
dem EuGH dann das Vorabent-
scheidungsersuchen vor.  

Aus den Entscheidungsgrün-
den 

Art. 2 Abs. 1 Buchst. c der MwSt-
SystRL sei dahin auszulegen, 
dass der Betrag, der vertraglich 
geschuldet werde, weil der Emp-
fänger einer Dienstleistung einen 
wirksam geschlossenen Vertrag 
über die Erbringung dieser mehr-
wertsteuerpflichtigen Dienstleis-
tung – deren Ausführung der 
Dienstleistungserbringer begon-
nen hatte und zu deren Fertig-
stellung er bereit war –, beendigt 
habe, als Entgelt für eine Dienst-
leistung gegen Entgelt anzusehen 
sei. Was den unmittelbaren Zu-
sammenhang zwischen der dem 
Leistungsempfänger erbrachten 
Dienstleistung und dem tatsäch-
lich erhaltenen Gegenwert an-
gehe, habe der Gerichtshof 

entschieden, dass der Gegenwert 
des beim Abschluss eines Dienst-
leistungsvertrags entrichteten 
Preises, in dem sich daraus erge-
benden Recht des Kunden be-
stehe, in den Genuss der Erfül-
lung der sich aus diesem Vertrag 
ergebenden Verpflichtungen zu 
kommen, unabhängig davon, ob 
er dieses Recht auch wahrnehme. 
So erbringe der Dienstleister 
diese Leistung bereits, sobald er 
den Kunden in die Lage versetzte, 
diese Leistung in Anspruch zu 
nehmen, sodass das Bestehen 
des erwähnten unmittelbaren Zu-
sammenhangs nicht durch den 
Umstand beeinträchtigt wird, dass 
der Kunde dieses Recht nicht 
wahrnehme. Insofern verweist der 
EuGH auf sein Urteil vom 11. Juni 
2020, Vodafone Portugal, C-
43/19, Rn. 32). 

Im vorliegenden Sachverhalt habe 
der Dienstleistungserbringer es 
dem Empfänger nicht nur ermög-
licht, in den Genuss der Dienst-
leistung zu kommen, sondern er 
habe, da er mit den vereinbarten 
Arbeiten bereits begonnen hatte, 
einen Teil dieser Leistung tatsäch-
lich erbracht und war bereit, sie 
fertigzustellen. Bei wirtschaftlicher 
Betrachtung sei festzustellen, 
dass der gemäß § 1168 Abs. 1 
ABGB zu zahlende Betrag nicht 
nur das für die fraglichen Dienst-
leistungen vertraglich vereinbarte 
Entgelt abzüglich der ersparten 
Beträge widerspiegele, sodass ein 
unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen dem im Ausgangsver-
fahren streitigen Betrag und der 
erbrachten Dienstleistung be-
stehe, sondern darüber hinaus 
dem Dienstleister eine vertragli-
che Mindestvergütung sichere. 

Bitte beachten Sie: 
Der EuGH verweist zur Abgren-
zung zwischen steuerbarem 



VAT Newsletter | 3 

© 2025 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. Der Name KPMG und das Logo sind Marken, die die unabhängigen Mit-
gliedsfirmen der globalen KPMG-Organisation unter Lizenz verwenden. 

Entgelt für eine Leistungsbereit-
schaft und nicht steuerbarem 
Schadensersatz auf sein Urteil 
vom 18. Juli 2007 (C-277/05), wo-
nach ein bei Hotelzimmerreservie-
rung zu zahlendes Angeld in Höhe 
von 40 % des Zimmerpreises, das 
im Falle des Nichtantritts der 
Reise beim Hotel verbleibt, ein 
nicht steuerbarer Schadensersatz 
sei. Die Zimmerreservierung sei 
keine eigenständige, bestimmbare 
Dienstleistung gewesen und das 
Angeld habe nur eine pauschale 
Entschädigung dargestellt. Im Ge-
gensatz hierzu liege bereits eine 
individualisierbare Dienstleistung 
vor, weil der Dienstleister bereit 
gewesen sei, diese vollständig 
auszuführen. Insofern ist es wich-
tig, darauf hinzuweisen, dass der 
EuGH in seiner Entscheidung 
ausdrücklich die Feststellung des 
vorlegenden Gerichts aufnimmt, 
dass der Werkunternehmer zur 
vollständigen Leistung bereit war. 
Der EuGH übersieht hier aller-
dings, dass für den Leistungsemp-
fänger zu keinem Zeitpunkt die 
Möglichkeit bestand, das vollstän-
dig errichtete Werk zu erhalten. 
Anders verhält es sich, wenn der 
Kunde den vollen Flugpreis zahlt 
(vgl. EuGH, Urteil vom 23. De-
zember 2015 – C-250/14, Air 
France) und das Entgelt für die 
Leistungsbereitschaft gezahlt 
wird. Damals hat der EuGH zu 
Recht ausgeführt, dass der ent-
richtete Preis beim Erwerb des 
Flugscheins in dem Recht des 
Fluggasts bestehe, in den Genuss 
der Erfüllung der sich aus dem 
Beförderungsvertrag ergebenden 
Verpflichtungen zu kommen, un-
abhängig davon, ob er dieses 
Recht auch wahrnimmt, da die 
Fluggesellschaft die Leistung be-
reits erbringe, sobald sie den 
Fluggast in die Lage versetzt, die 
betreffenden Leistungen in An-
spruch zu nehmen. Das ist ein 
gravierender Unterschied zu dem 
Streitfall beim Werkvertrag, in 
dem der Werkunternehmer den 
Besteller noch nicht in die Lage 
versetzt, etwas in Anspruch zu 
nehmen, weil er noch nicht 

ansatzweise eine verbrauchsfä-
hige Leistung erbracht hat. Die 
theoretisch bestehende Leistungs-
bereitschaft für das restliche Werk 
hat sich noch nicht konkretisiert 
und führt dazu, dass der EuGH 
den bloßen Abschluss eines 
Werkvertrages der Umsatzsteuer 
unterwirft.  

Da die Regelung des § 1168 
Abs. 1 des österreichischen 
ABGB weitgehend der deutschen 
Regelung des § 648 Satz 2 BGB 
entspricht, ist davon auszugehen, 
dass sich die Verwaltung und der 
BFH mit dem EuGH-Urteil ausein-
andersetzen müssen.  

Bisher unterliegt der Anspruch 
des Werkunternehmers sowohl 
nach der Zivilrechtsprechung 
(BGH v. 22.11.2007 – VII ZR 
83/05) als auch nach Auffassung 
der Finanzverwaltung (Abschn. 
1.3 Abs. 5 UStAE) in bestimmten 
Fällen nicht der Umsatzsteuer. 
Nach Abschn. 1.3 Abs. 5 UStAE 
ist nämlich die Vergütung, die der 
Unternehmer nach Kündigung 
oder vertraglicher Auflösung eines 
Werklieferungsvertrags verein-
nahmt, ohne an den Besteller die 
bereitgestellten Werkstoffe oder 
das teilweise vollendete Werk ge-
liefert zu haben, kein Entgelt für 
eine Leistung (vgl. hierzu auch 
das neuere BFH-Urteil vom 26. 
August 2021 – V R 13/19 zu einer 
Kündigung eines Architektenver-
trages)  

 

Schätzung des Umfangs der 
Gefährdung des Steueraufkom-
mens  
Schlussanträge der Generalan-
wältin vom 19. Dezember 2024 – 
Rs. C-794/23 – Finanzamt Öster-
reich II 

Der EuGH hatte mit Urteil vom 8. 
Dezember 2022 – Rs. C-378/21 – 
Finanzamt Österreich (P GmbH/ 

Indoor Spielplatz) entschieden, 
dass eine Rechnung an Endver-
braucher keine Steuerschuld aus-
löse, wenn ein zu hoher Mehr-
wertsteuerbetrag angegeben sei 
und keine Gefährdung des Steu-
eraufkommens bestehe, weil die 
Leistungen ausschließlich an nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigte 
Endverbraucher erbracht wurden. 
Dieser Sachverhalt ist von der 
nächsten Instanz (Berufungsge-
richt) nun erneut an den EuGH 
herangetragen worden.  

Im Rahmen der Rechtssache C-
794/23 wurde nach unionsrechtli-
chen Kriterien einer Schätzung 
zur Aufteilung gefragt, wenn 
Rechnungen doch nicht nur an 
nicht vorsteuerabzugsberechtigte 
Endverbraucher, sondern auch an 
vorsteuerabzugsberechtigte Steu-
erpflichtige ausgestellt wurden. 

Sachverhalt 

Die P GmbH betreibt einen In-
door-Spielplatz und stellte im Jahr 
2019 Rechnungen mit einem zu 
hohen Mehrwertsteuersatz aus. 
Das Finanzamt verweigerte die 
Erstattung der zu viel bezahlten 
Steuer, da die Rechnungen nicht 
korrigiert wurden. Das österreichi-
sche Bundesfinanzgericht 
schätzte im Nachgang zum 
EuGH-Urteil vom 8. Dezember 
2022, der davon ausgegangen 
war, dass Leistungsempfänger 
nur nicht vorsteuerabzugsberech-
tigte Endverbraucher waren, dass 
0,5 Prozent der Rechnungen an 
vorsteuerabzugsberechtigte Steu-
erpflichtige ausgestellt wurden, 
was insoweit zu einer Steuer-
schuld führe.  

Der österreichische Verwaltungs-
gerichtshof fragte den EuGH nun 
nach Kriterien für eine solche 
Schätzung.  
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Aus den Schlussanträgen 

Art. 203 der Mehrwertsteuerrichtli-
nie besage, dass die Mehrwert-
steuer von jeder Person geschul-
det wird, die diese Steuer in einer 
Rechnung ausweist. 

Die Generalanwältin stellt fest, 
dass Art. 203 der Mehrwertsteuer-
richtlinie eine Gefährdungshaftung 
normiert. Diese Vorschrift um-
fasse somit alle Rechnungen an 
Steuerpflichtige unabhängig da-
von, ob diese zum Vorsteuerab-
zug berechtigt seien oder nicht. 
Nicht umfasst von Art. 203 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie seien hin-
gegen Rechnungen an Nichtsteu-
erpflichtige.  

Die Generalanwältin stellt weiter 
fest, dass es keine "Infektionswir-
kung" dergestalt gibt, dass sämtli-
che Rechnungen – mithin auch 
solche, die an Nichtsteuerpflich-
tige ausgestellt wurden – unter 
den Anwendungsbereich von Art. 
203 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
fallen, nur weil nicht ausgeschlos-
sen werden könne, dass im Ein-
zelfall auch Rechnungen an Steu-
erpflichtige ausgestellt wurden. 

In Bezug auf eine mögliche Auftei-
lung im Schätzungswege führt die 
Generalanwältin zunächst aus, 
dass die Mehrwertsteuerrichtlinie 
– zwar nicht für diesen Fall, je-
doch für andere Konstellationen – 
Aufteilungsmöglichkeiten vorsieht 
und auch erlaubt, gewisse Baga-
tellsachverhalte unberücksichtigt 
zu lassen.  

In einem Fall wie dem Vorliegen-
den stelle die Ermittlung des Auf-
teilungsmaßstabes damit mangels 
konkreter Regelung in der Mehr-
wertsteuerrichtlinie zwar grund-
sätzlich eine Frage der Darle-
gungs- und Beweislast im 
Steuerverfahren des jeweiligen 
Mitgliedstaates dar. Hierbei seien 

zur Wahrung des Neutralitäts-
grundsatzes und des Verhältnis-
mäßigkeitsprinzips jedoch die Art 
der Leistung und der typische 
Kundenkreis zu berücksichtigen.  

Zudem sei es nach den Ausfüh-
rungen der Generalanwältin denk-
bar, zusätzlich mit einem soge-
nannten Sicherheitsaufschlag zu 
arbeiten, um jegliche Gefährdung 
des Steueraufkommens auszu-
schließen. Bezüglich dessen 
Höhe sei dann jedoch zu berück-
sichtigen, wer die abzusichernde 
Gefährdung verursacht habe. 

Bitte beachten Sie: 
Es bleibt abzuwarten, ob der 
EuGH den Ausführungen der Ge-
neralanwältin folgen wird. Mit ei-
ner Entscheidung dürfte im ersten 
Halbjahr 2025 zu rechnen sein.  

 

NEUES VOM BFH 
 

Geschäftsveräußerung im Gan-
zen  
BFH, Urteil vom 25. September 
2024, XI R 19/22 

Der BFH kommt mit Urteil vom 25. 
September 2024, XI R 19/22, zum 
Ergebnis, dass Wasserversor-
gungsanlagen, die auf fremdem 
Grund errichtet wurden, im Rah-
men eines umsatzsteuerrechtlich 
relevanten Leistungsaustausches 
an den Eigentümer oder einen 
Dritten geliefert werden können. 

Weiterhin wird klargestellt, dass 
die Stadt im Zusammenhang mit 
dem Erwerb von Wasserversor-
gungsanlagen vom alten Versor-
ger und der Weiterlieferung selbi-
ger an einen neuen Versorger 
nachhaltig und damit unternehme-
risch handelt. 

Zudem urteilt der BFH, dass es 
bei einem zulässigen Durch-
gangserwerb für die Anwendbar-
keit der Regelung des § 1 Abs. 1a 
UStG ausreiche, dass die Voraus-
setzungen einer Geschäftsveräu-
ßerung beim Letzterwerber vorlie-
gen. 

Sachverhalt 

Die Klägerin, eine städtische 
GmbH, ist Organträgerin der G-
GmbH, die Wasserversorgungs-
anlagen an die Stadt S lieferte. 
Die Stadt S übertrug diese Anla-
gen unmittelbar an den O-Ver-
band weiter, der für die Stadt S 
die Wasserversorgung übernahm.  

Die G-GmbH stellte der Stadt S 
zunächst eine Rechnung mit aus-
gewiesener Umsatzsteuer aus, 
beantragte dann jedoch beim Fi-
nanzamt die Zustimmung zur Be-
richtigung der Rechnung, da es 
sich ihres Erachtens um eine nicht 
steuerbare Geschäftsveräußerung 
handele. Das Finanzamt lehnte 
dies ab, da die Stadt S keine Un-
ternehmerin sei. 

Aus den Entscheidungsgrün-
den 

Das vorinstanzliche Finanzgericht 
(FG) stellte zutreffend fest, dass 
die Übernahme der Wasserver-
sorgungsanlagen umsatzsteuer-
rechtlich als Lieferung im Sinne 
des § 3 Abs. 1 UStG zu betrach-
ten sei. Die G-GmbH hatte die 
Verfügungsmacht über die Was-
serversorgungsanlagen erlangt 
und konnte diese daher liefern, 
unabhängig davon, ob die Stadt S 
zivilrechtlich Eigentümerin war. 

Der BFH hob die Entscheidung 
des FG allerdings insoweit auf, als 
dieses davon ausgegangen ist, 
dass die Stadt S keine Unterneh-
merin sei. Der BFH stellte viel-
mehr fest, dass die Stadt S als 
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Unternehmerin anzusehen sei, da 
sie die Wasserversorgungsanla-
gen nachhaltig erworben und wei-
terveräußert hat. Die Stadt S han-
delte dabei nicht nur einmalig, da 
sie die Verpflichtung übernahm, 
die Anlagen bei Vertragsende er-
neut zurückzuerwerben und weiter 
zu veräußern oder selbst zu be-
treiben; dies sei als nachhaltige 
Tätigkeit zu werten. 

Der BFH entschied weiter, dass 
für das Vorliegen einer Geschäfts-
veräußerung im Sinne des § 1 
Abs. 1a UStG in Fällen des 
Durchgangserwerbs der Zwi-
schenerwerber nicht Unternehmer 
sein muss. Es reiche aus, dass 
der Letzterwerber Unternehmer ist 
und die wirtschaftliche Tätigkeit 
fortführt. Dies entspreche dem 
Zweck der Regelung, Übertragun-
gen von Unternehmen zu erleich-
tern und übermäßige steuerliche 
Belastungen zu vermeiden. 

Der BFH entschied mithin, dass 
die Klägerin einen wirksamen An-
trag auf Zustimmung zur Berichti-
gung der Rechnung gestellt hat. 
Die G-GmbH hatte die komplette 
Wasserversorgung in der Stadt S 
im Wege des partiellen Durch-
gangserwerbs an den O-Verband 
als Letzterwerber übertragen. Die 
notwendige Beseitigung der Ge-
fährdung des Steueraufkommens 
wurde durch die Abtretung des Er-
stattungsanspruchs an den O-Ver-
band erreicht. 

Bitte beachten Sie: 
Der BFH hat vorliegend drei 
Streitpunkte angesprochen: Die 
Lieferung von Bauten auf frem-
dem Grund und Boden bei streiti-
gem zivilrechtlichem Eigentum, 
die Unternehmereigenschaft der 
Öffentlichen Hand (die hier nach 
Meinung des BFH entgegen der 
Auffassung von FA und FG gege-
ben war) und die Anforderungen 

an das Vorliegen einer Geschäfts-
veräußerung in Fällen des Durch-
gangserwerbs.  

Der BFH hat ausgeführt, es 
komme beim umsatzsteuerlichen 
Leistungsaustausch nicht darauf 
an, wer zivilrechtlicher Eigentümer 
sei, sodass auch Gebäude auf 
fremden Grund und Boden an den 
Grundstückseigentümer oder 
Dritte geliefert werden können. 
Außerdem hat der BFH für den 
Durchgangserwerb festgestellt, 
dass es in Fällen des Durch-
gangserwerbs ausreicht, dass die 
Voraussetzungen der Geschäfts-
veräußerung (Leistung an einen 
anderen Unternehmer für dessen 
Unternehmen), beim Letzterwer-
ber (Begünstigten) vorliegen.   

Abschließend ist darauf hinzuwei-
sen, dass derzeit noch ein weite-
res Verfahren zur Geschäftsver-
äußerung im Ganzen zu einer 
ähnlichen Problematik beim BFH 
anhängig ist (Az. V R 3/23). Hier 
hatte das FG München mit Urteil 
vom 2. Februar 2023 (Az. 14 K 
2328/20) wie folgt entschieden: 
„Eine nichtsteuerbare Geschäfts-
veräußerung im Ganzen (§ 1 Abs. 
1a UStG) liegt vor, wenn ein Be-
trieb an zwei Personen zu glei-
chen Teilen (Miteigentumsanteil = 
Teilvermögen) verkauft wird und 
die Erwerber ihren selbständigen 
Unternehmensteil (Miteigen-
tumsanteil) an einen Dritten (hier: 
GmbH) verpachten, der im Ender-
gebnis mit dem Teilvermögen des 
Veräußerers ein hinreichend ähn-
liches Unternehmen fortführt. Die 
für Kettenübertragungen entwi-
ckelten Grundsätze sind auch bei 
einer Nutzungsüberlassung an 
Dritte anwendbar.“ Es bleibt abzu-
warten, ob der BFH der Sicht-
weise des Finanzgerichts folgen 
wird. 

 

 

Korrektur einer jahresübergrei-
fenden Umsatzverlagerung  
BFH, Urteil vom 29. August 2024, 
V R 19/22 

Das BFH-Urteil betrifft die Korrek-
tur einer jahresübergreifenden 
Umsatzverlagerung nach den Vor-
schriften der AO. 

Sachverhalt 

Die Klägerin unterlag im Streitjahr 
der Sollbesteuerung. Sie versteu-
erte von ihr erbrachte Leistungen 
nicht bereits in dem Voranmel-
dungszeitraum der Leistungser-
bringung, sondern erst in dem des 
Erhalts der Vergütung. Zahlungs-
ansprüche aufgrund bereits aus-
geführter Leistungen, die bis zum 
Jahresende noch nicht erfüllt wur-
den, verbuchte die Klägerin auf ei-
nem Vergütungskonto, aus dem 
sich die Höhe der zwar erbrach-
ten, aber noch nicht versteuerten 
Leistungen ergab. 

Zum Jahresende 2012 belief sich 
der Vergütungssaldo auf rund 
32.000 Euro. Den sich hieraus er-
gebenden Steueranspruch er-
fasste die Klägerin erst in den in 
2013 (Streitjahr) abgegebenen 
Voranmeldungen mit jeweiliger 
Vereinnahmung. Zum Jahresende 
2013 ergab sich ein Vergütungs-
saldo von rund 102.000 Euro, den 
die Klägerin wiederum fehlerhaft 
erst in 2014 versteuerte.  

Das Finanzamt beanstandete im 
Rahmen einer Außenprüfung die 
verspätete Besteuerung und än-
derte die Bescheide für die Jahre 
2013 bis 2015. Der Änderungsbe-
scheid 2013 erfasste auch den 
zum Jahresende 2013 bestehen-
den Vergütungssaldo von rund 
102.000 Euro. 

Die Klägerin beantragte unter Be-
rufung auf § 177 Abs. 1 AO (Be-
richtigung von materiellen 
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Fehlern) die Bemessungsgrund-
lage für das Jahr 2013 – korres-
pondierend zu der vorgenomme-
nen Erhöhung – um den zum 
Jahresende 2012 bestehenden 
Vergütungssaldo in Höhe von 
rund 32.000 Euro zu mindern, da 
dieser von der Klägerin bereits im 
Jahr 2012 hätte versteuert werden 
müssen. Das Finanzamt lehnte 
den Antrag ab, da eine korrespon-
dierende Erhöhung der Umsatz-
steuer 2012 wegen Festsetzungs-
verjährung nicht mehr möglich sei.  

Vor dem Finanzgericht Mecklen-
burg-Vorpommern blieb die Klage 
ohne Erfolg. Die gegen diese Ent-
scheidung gerichtete Revision der 
Klägerin hatte Erfolg. 

Aus den Entscheidungsgrün-
den 

Versteuert ein Unternehmer (Soll-
versteuerer) seine Umsätze nicht 
bereits für den Voranmeldungs-
zeitraum der Leistungserbringung, 
sondern erst für den der nachfol-
genden Entgeltvereinnahmung, 
kann er nach dem BFH die 
Rechtswidrigkeit der für den Be-
steuerungszeitraum der Entgelt-
vereinnahmung vorliegenden 
Steuerfestsetzung geltend ma-
chen. 

Mit § 174 AO (Widerstreitende 
Steuerfestsetzung) liege eine ge-
setzliche Regelung für die hier zu 
beurteilende Fallgestaltung vor, 
die der Annahme einer Rege-
lungslücke und damit einer analo-
gen Anwendung von § 20 Abs. 3 
UStG entgegenstehe.  

Im Streitfall habe das Finanzamt 
aufgrund einer rechtsirrigen Beur-
teilung eines bestimmten Sach-
verhalts (Besteuerung der bereits 
in 2012 ausgeführten Leistungen 
erst bei Vereinnahmung des Ent-
gelts im Folgejahr) den hier streit-
gegenständlichen Steuerbescheid 

erlassen, der aufgrund des von 
der Klägerin gestellten Antrags zu 
ihren Gunsten geändert werden 
sollte (keine Besteuerung der in 
2012 ausgeführten Leistungen im 
Streitjahr 2013). Daher könnten 
aus dem Sachverhalt auch für das 
Jahr 2012 durch nachträgliche Än-
derung dieses Steuerbescheids 
die richtigen steuerlichen Folge-
rungen gezogen werden, wobei 
dies unter den in § 174 Abs. 4 
Satz 3 und 4 AO genannten Vo-
raussetzungen selbst dann mög-
lich sei, wenn die Festsetzungs-
frist für die Umsatzsteuer 2012 
bereits abgelaufen sein sollte. 

Die Klägerin habe daher einen 
Anspruch auf die beantragte Än-
derung der Umsatzsteuerfestset-
zung 2013 gemäß § 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a Halbsatz 1 
Alternative 2 AO, wonach ein 
Steuerbescheid, soweit er nicht 
vorläufig oder unter dem Vorbe-
halt der Nachprüfung ergangen 
ist, nur aufgehoben oder geändert 
werden darf, soweit dem Antrag 
des Steuerpflichtigen der Sache 
nach entsprochen wird. Aus der 
Rechtswidrigkeit des Bescheids 
für 2013 folge zudem, dass das 
grundsätzlich bestehende Ermes-
sen des Finanzamtes gemäß 
§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. 
a AO auf null reduziert wird. 

Bitte beachten Sie: 
Entgegen der Auffassung des Fi-
nanzamtes schließt nach dem 
BFH die Änderungssperre des 
§ 173 Abs. 2 AO nach einer Au-
ßenprüfung eine Korrektur auf-
grund anderer Vorschriften als 
§ 173 Abs. 1 AO – und damit nach 
dem hier anwendbaren § 172 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO 
– nicht aus.  

In der Beratungspraxis trifft man 
immer wieder auf die Thematik 
der Periodenabgrenzung, sei es in 

einer mit dem vom BFH entschie-
denen Fall vergleichbaren Situa-
tion oder der, dass Vorsteuerbe-
träge zeitlich verspätet geltend 
gemacht werden. Dieses Urteil 
kann gegebenenfalls argumentativ 
helfen, eine zu Ungunsten von 
Unternehmen erfolgte, auf einer 
Periodenverschiebung beruhende 
Steuerfestsetzung zu verhindern. 
Bitte beachten Sie in diesem Zu-
sammenhang die Jahresfrist des  
§ 174 Abs. 4 Satz 3 AO. Wegen 
einer Periodenverschiebung ist 
auch auf das Urteil des FG Köln 
vom 8. Oktober 2024 – 8 K 
1735/23 hinzuweisen (vgl. hier un-
ter der Rubrik „Aus den Finanzge-
richten“ am Ende des Newslet-
ters).  

 

Organschaft und Entnahmebe-
steuerung bei hoheitlicher Tä-
tigkeit des Organträgers  
BFH, Urteil vom 29. August 2024, 
V R 14/24 

Der BFH kommt nach Vorlage an 
den EuGH zu folgendem Ergeb-
nis: 

Die Steuerschuldnerschaft des 
Organträgers gemäß § 2 Abs. 2 
Nr. 2 UStG ist unionsrechtskon-
form. 

Entgeltliche Leistungen einer Or-
gangesellschaft an den Organträ-
ger sind nicht steuerbar. 

Die Nichtsteuerbarkeit entgeltli-
cher Leistungen führt nicht zu ei-
ner Entnahmebesteuerung gemäß 
§ 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG. 

Sachverhalt  

Die Klägerin, eine Stiftung öffentli-
chen Rechts und Trägerin einer 
Universität, erbrachte Dienstleis-
tungen gegen Entgelt, die teil-
weise steuerfrei waren. Zugleich 
nahm die Klägerin hoheitliche 
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Aufgaben war. Sie nahm an, Or-
ganträgerin der U-GmbH zu sein, 
die Reinigungsleistungen für sie 
erbrachte, wobei ein Teil der zu 
reinigenden Flächen auf den ho-
heitlichen Bereich der Klägerin 
entfielen. Das Finanzamt sah 
diese Leistungen als nicht steuer-
bare Innenumsätze an, erhöhte je-
doch die Umsatzsteuer wegen un-
entgeltlicher Wertabgabe, soweit 
die Leistungen für den hoheitli-
chen Bereich erbracht wurden. 

Aus den Entscheidungsgrün-
den 

Die Revision des Finanzamts ge-
gen das Urteil des Niedersächsi-
schen Finanzgerichts vom 16.Ok-
tober 2019 wird als unbegründet 
zurückgewiesen.  

Es liegt eine Organschaft vor, bei 
der die Klägerin Organträgerin 
und die U-GmbH Organgesell-
schaft ist. Die sich aus § 2 Abs. 2 
Nr. 2 UStG ergebende Steuer-
schuldnerschaft der Klägerin ist 
unionrechtskonform. 

Entgeltliche Leistungen innerhalb 
der Organschaft sind entspre-
chend der bisherigen Rechtspre-
chung des BFH nicht steuerbar. 
Dies gilt auch dann, wenn – wie 
hier – der leistungsempfangende 
Organträger bei nicht Vorliegen ei-
ner Organschaft die Umsatzsteuer 
als Leistungsempfänger schulden 
würde, jedoch nicht zum korres-
pondierenden Vorsteuerabzug be-
rechtigt wäre (z.B. aufgrund Ver-
wendung für hoheitliche/außer-
unternehmerische Zwecke, sprich 
für nicht wirtschaftliche Tätigkeiten 
im engeren Sinne). 

Eine Entnahmebesteuerung lag 
ebenfalls nicht vor, da die Leistun-
gen – auch wenn sie als Innenum-
sätze nicht steuerbar waren – ent-
geltlich erbracht wurden. Dies gilt, 
obgleich die Leistungen für den 

hoheitlichen Bereich bezogen 
wurden, da auch dieser Teil des 
Organkreises ist. 

Bitte beachten Sie: 
Nach dem BFH sind entgeltliche 
Leistungen einer Organgesell-
schaft an ihren Organträger auch 
dann nicht steuerbar, wenn der 
Organträger diese für hoheitliche 
Zwecke, das heißt für außerunter-
nehmerische Zwecke (nicht wirt-
schaftliche Tätigkeiten im engeren 
Sinne nach Abschn. 2.3 Abs. 1a 
Satz 4 UStAE) verwendet.  

Denn liegen die Voraussetzungen 
für eine Organschaft vor, übe die 
Organgesellschaft ihre gewerbli-
che oder berufliche Tätigkeit nicht 
selbstständig aus, ohne dass es 
hierfür auf die Verwendung der 
durch die Organgesellschaft er-
brachten Leistung durch den Or-
ganträger ankomme. Aus der ge-
setzlich angeordneten 
Behandlung der Unternehmens-
teile von Organträger und Organ-
gesellschaft als ein Unternehmen 
folge keine Einschränkung der 
Unselbstständigkeit der Organge-
sellschaft (insoweit Aufgabe des 
BFH-Urteils vom 20.08.2009 – Az. 
V R 30/06).  

Der BFH weist in diesem Zusam-
menhang darauf hin, dass nicht 
darüber zu entscheiden war, wel-
che Rechtsfolge eintreten würde, 
wenn – anders als im Streitfall – 
der Organträger entgeltliche Leis-
tungen an die Organgesellschaft 
(und nicht die Organgesellschaft 
an den Organträger) erbringt, die 
diese für Zwecke verwendet, die 
außerhalb ihres Unternehmens 
liegen. 

 

 

 

Geschäftsführungsleistungen 
einer Praxisgemeinschaft  
BFH, Beschluss vom 4. Septem-
ber 2024, XI R 37/21 

Der BFH kommt zum Ergebnis, 
dass eine Praxisgemeinschaft, die 
zur Verfolgung eines gemeinsa-
men Zwecks nach außen auftritt, 
Unternehmerin ist. 

Eine Praxisgemeinschaft aus Ärz-
ten, die Leistungen für die Füh-
rung ihrer eigenen Geschäfte be-
zieht, erbringe nicht zwangsläufig 
Geschäftsführungsleistungen an 
ihre Mitglieder. 

Eine Praxisgemeinschaft, die Rei-
nigungsleistungen an ihre Mitglie-
der ausführt und steuerfreie Leis-
tungen von Subunternehmern 
bezieht, könne sich für Besteue-
rungszeiträume vor Einführung 
des § 4 Nr. 29 UStG auf die Steu-
erbefreiung des Art. 132 Abs. 1 
Buchst. f MwStSystRL berufen, 
wenn sie lediglich die genaue Er-
stattung der gemeinsamen Kosten 
fordert und keine Wettbewerbs-
verzerrungen drohen. 

Sachverhalt 

Die Klägerin, eine Praxisgemein-
schaft, wurde zur gemeinsamen 
Nutzung von Praxisräumen, Ein-
richtungen und Personal errichtet. 
Die Geschäftsführung oblag ei-
nem der Gesellschafter (A), der 
hierfür eine Vergütung erhielt. Die 
Praxisgemeinschaft erbrachte 
Reinigungsleistungen und bezog 
steuerfreie Leistungen von Subun-
ternehmern, um diese an ihre Mit-
glieder weiterzuleiten. Das Fi-
nanzamt (FA) sah die 
Praxisgemeinschaft als Unterneh-
merin an und erließ einen Um-
satzsteuerbescheid, gegen den 
die Klägerin klagte. 
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Aus den Entscheidungsgrün-
den 

Das Finanzgericht (FG) habe zu-
treffend entschieden, dass die 
Leistungen der Klägerin steuerfrei 
sind. Die Praxisgemeinschaft 
könne sich auf die Steuerbefrei-
ung des Art. 132 Abs. 1 Buchst. f 
MwStSystRL berufen, da sie le-
diglich die genaue Erstattung der 
gemeinsamen Kosten fordere und 
keine Wettbewerbsverzerrungen 
drohten.  

Dadurch, dass die Klägerin Ge-
schäftsführungsleistungen von A 
beziehe, verschaffe sie A oder B 
keinen solchen Vorteil. Sie sei in-
sofern, falls steuerbare Leistun-
gen des A an die Klägerin vorlie-
gen sollten, Leistungsempfängerin 
und nicht Leistende. A führe nicht 
die Geschäfte des B, sondern die 
Geschäfte der Klägerin. Sonst 
würde jede Gesellschaft, die Ge-
schäftsführungsleistungen be-
zieht, dadurch auch eine Ge-
schäftsführungsleistung an ihre 
Gesellschafter erbringen, was im 
Fall von A die Leistungsbezie-
hung, soweit sie besteht, in ihr 
Gegenteil verkehren würde; A 
wäre für dieselbe Leistung zu-
gleich Leistender an die Klägerin 
und zugleich anteiliger Leistungs-
empfänger von ihr.  

Bitte beachten Sie: Der BFH hat 
erneut verdeutlicht, wer Leisten-
der und Leistungsempfänger bei 
Geschäftsführungsleistungen ist. 
Das FA war der Auffassung, dass 
der Umstand, dass ein Mitglied ei-
ner Praxisgemeinschaft (A) die 
Geschäfte der Praxisgemeinschaft 
führt, automatisch bewirkt, dass 
damit auch die Praxisgemein-
schaft (Klägerin) die Geschäfte 
des Mitglieds oder ihrer anderen 
Mitglieder führt. Der BFH hat dies 
im Streitfall abgelehnt. Eine aus 
Ärzten bestehende 

Praxisgemeinschaft, die Leistun-
gen für die Führung ihrer eigenen 
Geschäfte beziehe, erbringe nicht 
zwangsläufig gleichzeitig Ge-
schäftsführungsleistungen an ihre 
Mitglieder. 

 

NEUES VON DEN FINANZ- 
GERICHTEN 

Direktanspruch gegen das FA 
bei Vermögenslosigkeit des 
Leistenden 
Niedersächsisches FG, Urteil vom 
15. August 2024 – 5 K 40/22, Rev. 
eingelegt, Az. beim BFH: XI R 
27/24  

Im vorliegenden Fall war die leis-
tende GmbH zwischenzeitlich we-
gen Vermögenslosigkeit gelöscht 
und aufgelöst worden, zudem war 
für den Erstattungsanspruch Ver-
jährung eingetreten, auf die sich 
das beklagte Finanzamt (akzesso-
risch) berief. Das Gericht gelangt 
in seiner Entscheidung zu dem Er-
gebnis, dass die Löschung wegen 
Vermögenslosigkeit des Leisten-
den einen Direktanspruch begrün-
det und das Finanzamt sich unab-
hängig davon, ob der Leistende 
die Einrede der Verjährung selbst 
erhoben hat, nicht auf diese beru-
fen kann, wenn der Direktan-
spruch bereits aus einem anderen 
Grund besteht. 

Hinweis: Der Direktanspruch geht 
zurück auf eine Entscheidung des 
EuGH aus dem Jahr 2007 (EuGH-
Urteil vom 15 März 2007, C-35/05 
Reemtsma Cigarettenfabriken), 
bestätigt durch das EuGH-Urteil 
vom 5. September 2024 (C-
83/23), in dem allerdings festge-
stellt wurde, dass es keine Erstat-
tung im Rahmen eines Direktan-
spruchs gibt, wenn der leistende 
Unternehmer die Umsatzsteuer 
bereits ausgezahlt bekommen hat.  

Nach der Rechtsprechung des 
BFH (Urteil vom 30. Juni 2015, 
Az. VII R 30/14) kann der Direk-
tanspruch im Wege einer Billig-
keitsmaßnahme nach §§ 163 und 
227 AO geltend gemacht werden. 
Die Finanzverwaltung erkennt die 
Existenz des Direktanspruchs 
grundsätzlich an und hat in einem 
BMF-Schreiben vom 12. April 
2022 (III C 2 - S 7358/20/10001, 
BStBl I 2022, 652 = SIS 22 06 04) 
Kriterien für seine Gewährung auf-
gestellt. 

 

Umsatzsteuerliche Behandlung 
von Anzahlungen  
Finanzgericht Köln, Urteil vom 8. 
Oktober 2024 – 8 K 1735/23 

Das Finanzgericht Köln kommt 
entgegen der Auffassung des FA 
zum Ergebnis, dass die Umsatz-
steuer für Anzahlungen bereits mit 
Ablauf des Voranmeldungszeit-
raums entsteht, in dem das Ent-
gelt vereinnahmt wurde. Eine 
nachträgliche Berücksichtigung in 
einem späteren Jahr sei nicht zu-
lässig. 

Sachverhalt 

Die Klägerin, ein Unternehmen, 
das nach vereinbarten Entgelten 
besteuert wird, schloss 2013 ei-
nen Werkvertrag mit einer GmbH 
ab. Im Rahmen dieses Vertrags 
wurden zwischen 2013 und 2015 
mehrere Abschlagsrechnungen 
gestellt und Zahlungen verein-
nahmt. Die GmbH war nicht vor-
steuerabzugsberechtigt. Die Um-
satzsteuer für die 
Abschlagsrechnungen 1 bis 6 
wurde in den Jahren 2013 und 
2014 vereinnahmt, während die 
Abschlagsrechnungen 7 bis 9 so-
wie die Schlussrechnung im Jahr 
2015 gestellt wurden. Das Finanz-
amt änderte die Umsatzsteuer-
festsetzung für 2015 und 
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berücksichtigte die Umsatzsteuer 
für die Jahre 2013 und 2014 nach-
träglich im Jahr 2015. 

Aus den Entscheidungsgrün-
den  

Das Gericht entschied, dass die 
Umsatzsteuer für die Abschlags-
rechnungen 1 bis 6 bereits in den 
Jahren 2013 und 2014 entstanden 
ist und nicht nachträglich im Jahr 
2015 berücksichtigt werden 
könne. Die Steuerentstehung für 
Anzahlungen erfolge gemäß den 
gesetzlichen Vorschriften mit Ab-
lauf des Voranmeldungszeit-
raums, in dem das Entgelt verein-
nahmt wurde. Eine nachträgliche 
Berücksichtigung in einem späte-
ren Jahr sei nicht zulässig.  

Zudem wurde festgestellt, dass 
die GmbH nicht als Steuerschuld-
nerin gemäß den Regelungen des 
§ 13b UStG in Betracht komme, 
da sie die bezogenen Leistungen 
nicht zur Erbringung eigener Bau-
leistungen verwendet hat.  

Die Klägerin schulde auch keinen 
Steuermehrbetrag nach § 14c 
UStG, da mangels Vorsteuerab-
zugsmöglichkeit der GmbH keine 
Gefährdung des Steueraufkom-
mens vorliege. 

Bitte beachten Sie:  
Dem Fall lag die besondere Situa-
tion zu Grunde, dass die Beteilig-
ten zunächst von der Anwendung 
des § 13b UStG ausgegangen 
waren, dies aber durch die Recht-
sprechung des BFH in seinem Ur-
teil vom 22. August 2013 (V R 
37/10) zum Bauträger verneint 
worden war. Die Finanzverwal-
tung hatte daher verfügt, dass die 
Korrektur der netto gestellten An-
zahlungsrechnungen mit der 
Schlussrechnung erfolgen könne 
und dann auch erst zu versteuern 
sei. Dem widersprach das FG 

Köln mit seinem vorliegenden Ur-
teil.  

 

NEUES VOM BMF 
 

Vorsteuerabzug bei Kreditinsti-
tuten 
BMF, Schreiben vom 9. Dezem-
ber 2024 –  
III C 2 – S 7306/19/10003 :004  

Das BMF geht zunächst auf die 
allgemeinen Grundlagen zur Er-
mittlung der abziehbaren Vorsteu-
erbeträge ein.  

Sodann nimmt das BMF Stellung 
zur Aufteilung der Vorsteuerbe-
träge bei Kreditinstituten. Dabei 
wird zwischen dem unternehmeri-
schen und nicht unternehmeri-
schen Bereich abgegrenzt. Bei 
der Zuordnung der unternehme-
risch bezogenen Eingangsleistun-
gen zu den Ausgangsumsätzen 
gibt es danach eine Segmentie-
rung und andere Möglichkeiten. 
Ferner werden die Aufteilungs-
maßstäbe bei Kreditinstituten dar-
gestellt. Schließlich geht das BMF 
auf grenzüberschreitende Unter-
nehmensstrukturen in der Kredit-
wirtschaft ein. 

Die Grundsätze des BMF-Schrei-
bens sind in allen offenen Fällen 
anzuwenden.  

Es wird nicht beanstandet, wenn 
sich ein Unternehmer in der Zeit 
bis zum 31. Dezember 2025 auf 
die Grundsätze in dem Schreiben 
des BMF an die Bankenverbände 
vom 12. April 2005 (IV A 5-S7306-
5/05) beruft, soweit dessen Vo-
raussetzungen vorliegen und dem 
nicht andere zwischenzeitlich ver-
öffentlichte BMF-Schreiben entge-
genstehen. 

 

 

 
Jetzt reinhören: Umsatzsteuer-
Podcast „VAT to go“  

In der achten Folge unserer Pod-
cast-Reihe „VAT to go“ sprechen 
Kathrin Feil, Partnerin und Head 
of Indirect Tax bei KPMG, und 
Rainer Weymüller, ehemals Vor-
sitzender Richter am Finanzge-
richt München und externer Bera-
ter bei KPMG, über rückwirkende 
Rechnungsberichtigungen und in-
nergemeinschaftliche Dreiecksge-
schäfte. Erfahren Sie, welche fünf 
Angaben auf Rechnungen wichtig 
sind, welche Stolperfallen Unter-
nehmen vermeiden sollten und 
wie die diesbezügliche Rechtspre-
chung die Praxis beeinflusst. Jetzt 
reinhören auf Spotify und Sound-
Cloud. 

 

 

AUS ALLER WELT 

TaxNewsFlash Indirect Tax 
KPMG-Beiträge zu indirekten 
Steuern aus aller Welt 

Die nachfolgenden und weitere 
Beiträge finden Sie hier. 

17 Jan – Spain: VAT filings due in 
January and February 2025 

16 Jan – Poland: VAT exemption 
for online platform assisting bank-
ing customers; VAT treatment of 
medical services consortium; VAT 
exemption for currency exchanges 

https://open.spotify.com/show/1h3m2941mU0VUSSpH48laL
https://soundcloud.com/user-769641492
https://soundcloud.com/user-769641492
https://home.kpmg/us/en/home/insights/2018/05/taxnewsflash-indirect-tax.html
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16 Jan – UAE: VAT exemption 
does not apply to cryptocurrency 
mining 

15 Jan – Czech Republic: Amend-
ments in VAT law 2025  

10 Jan – Cyprus: Zero VAT rate 
on basic goods through 2025 

8 Jan – Czech Republic: Changes 
in taxation of immovable property 
in 2025 

6 Jan – Proposed mandatory use 
of SAF-T report 

6 Jan – Slovakia: Proposed man-
datory e-invoicing from January 1, 
2027 

2 Jan – Argentina: Suspension of 
withholding tax and VAT on cer-
tain imported goods 

2 Jan – Vietnam: Reduced VAT 
rate on certain goods and services 

 

VERANSTALTUNGEN 

Umsatzsteuer 2025: Hybride 
Jahrestagung 

am 22. Mai 2025 

Welchen Einfluss hat die zuneh-
mende Digitalisierung auf die Um-
satzsteuer? Welche Neuerungen 
resultieren aus der aktuellen 
Rechtsprechung und der diesbe-
züglichen Äußerungen der Fi-
nanzverwaltung? Antworten dazu 
und zu vielen weiteren Fragen lie-
fern wir auf unserer Umsatz-
steuer-Jahrestagung. Melden Sie 
sich jetzt an und diskutieren Sie 
mit Vertreter:innen aus Finanzge-
richtsbarkeit, Verwaltung, Wirt-
schaft und Beratung über die für 
Ihre tägliche Praxis relevanten 
umsatzsteuerlichen Themen und 
deren Einbettung in die immer di-
gitaler werdende Steuerwelt. Vor 
Ort in Berlin oder online. Weitere 
Informationen sowie das 

Anmeldeformular zur Veranstal-
tung finden Sie hier.  

 

Grundlagen der Umsatzsteuer 

Bringen Sie Ihr Wissen zur Um-
satzsteuer auf den neusten Stand 
– mit unserer dreiteiligen Schu-
lungsreihe „Grundlagen der Um-
satzsteuer“ – praxisnah und an-
schaulich.  

Mit unseren Expert:innen Micha-
ela Neumeyer, Bastian Liegmann 
und Christian Wotjak lernen Sie 
die Funktionsweise des Umsatz-
steuersystems und die Bedeutung 
von Grundbegriffen wie „Steuer-
barkeit“ und „Steuerpflicht“ ken-
nen, vertiefen Ihre Kenntnisse zur 
Umsatzsteuer im internationalen 
Warenverkehr und behandeln wei-
tere umsatzsteuerliche Aspekte, 
wie die Einordnung sonstiger Leis-
tungen und das Recht auf Vor-
steuerabzug sowie die korrekte 
Rechnungsstellung.  

Jetzt anmelden und zeit- und orts-
unabhängig als Webcast-on-De-
mand anschauen – im Paket mit 
allen drei Teilen oder einzeln hier 
buchbar. 

https://kpmg.com/de/de/home/events/2025/05/hybride-umsatzsteuerjahrestagung-2025.html
https://atlas.kpmg.com/de/de/tax-direct-services/wissensvertiefung/details2/schulungsreihe-grundlagen-und-praxisf%C3%A4lle-der-umsatzsteuer
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